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für Ostafrika! 

JETZT
 PETI

TION
 UNTE

RSCH
REIBE

N!

Weitere Informationen zu der Kampagne: 
www.kab-drs.de

JETZT PETITION UNTERSCHREIBEN!

Die Petition kann noch bis zum 31.12.2018 unterschrieben werden. Entweder Online oder schrift-
lich auf einer Petitionskarte, die über die KAB zu beziehen ist.

Petition online unterschreiben: 
change.org/fairer-handel

Verantwortlich:
Diözesansekretariat der KAB, 
Postfach 70 03 36, 
70597 Stuttgart, 
Tel. 0711 / 9791-135, 
Fax: 0711 / 9791-168, 
E-Mail: KAB@blh.drs.de



„Wirtschaftsflüchtlinge“ - dieses Wort findet man
in etlichen Kommentarspalten. Dadurch wird die dra-
matische Lebenssituation der Geflüchteten herunter-
gespielt. Die Menschen fliehen, weil sie ihre Kinder
nicht ernähren können, weil sie kein Dach über dem
Kopf haben und weil sie sich keine Medikamente leis-
ten können. Die Afrikaner fliehen vor vernichtender
Armut, weil die westliche Welt den Kontinent über Jahr-
zehnte ausgebeutet hat. Und der nächste unfaire Han-
delsvertrag zwischen der EU und Ostafrika steht schon
in den Startlöchern. 

Aus diesem Grund habe ich zusammen mit der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) diese
Petition gestartet. Wir fordern die EU-Handelskommissarin Cecilia Malström auf, das Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen mit der Ostafrikanischen Gemeinschaft zu stoppen und stattdessen
faire Handelsbeziehungen zu schaffen. 

Mein Name ist Peter Niedergesäss, ich bin Diözesansekretär der KAB. Ich bin gerade von einem
3-wöchigen Aufenthalt aus Uganda zurückgekehrt. Wir haben dort Selbsthilfeprojekte besucht,
die von der KAB unterstützt und gefördert werden. Im Vordergrund standen dieses Jahr Gemüse-
, Hühner- und Milchkuhprojekte. Mit diesen Projekten konnte die Einkommenslage der Bevölke-
rung nachhaltig verbessert werden. Ich bin schockiert, dass die EU weiterhin versucht afrikanische
Länder auszubeuten. 

Das geplante Wirtschaftspartnerschaftsabkommen ermöglicht es Europa, für den EU-Binnenmarkt
subventionierte landwirtschaftliche Produkte zu Dumpingpreisen nach Ostafrika zu exportieren.
Beispiele aus westafrikanischen Ländern die bereits ein Wirtschaftpartnerschaftsabkommen ab-
geschlossen haben, lassen Schlimmes für Ostafrika befürchten. Mit subventioniertem Milchpulver
aus Europa lässt sich in Kamerun Joghurt kostengünstiger herstellen, als auf Basis von einheimi-
scher Milch. Damit wird die lokale Milchwirtschaft zerstört. Nach Ghana wurden Hähnchenteile
wie zum Beispiel Hühnerflügel aus der EU zu Dumpingpreisen exportiert. 

Diese Billigkonkurrenz macht die lokale
Hühnerzucht kaputt. 

Die Existenz der Bauern Ostafrikas wird ge-
fährdet. Lokale und regionale Märkte wer-
den vernichtet. Damit werden weitere
Fluchtursachen geschaffen, die viele Afri-
kaner zu Geflüchteten machen werden. 

PETITIONTEXT

In den 3 Wochen war ich auch in einer Flüchtlingssiedlung. Ich muss sagen, Uganda und dessen
Bevölkerung tun viel, damit die 1,4 Millionen Flüchtlingen aus dem Kongo und dem Südsudan in
Uganda leben können. So erhält jede Flüchtlingsfamilie ein Stück Land (30 x 30 Meter) um darauf
zu leben und es zu bewirtschaften. Für eine wirkliche Perspektive brauchen sie einen fairen Han-
del, der ihnen die Möglichkeit gibt eine eigene Existenz auf zubauen.

Ich habe in Uganda erfahren wie liebenswert und fröhlich die Menschenin Ostafrika sind. Sie
sollten uns nicht egal sein. Wenn wir ihnen durch unfaire Handelsverträge die Existenz rauben,
werden sie übermorgen an unseren Grenzen stehen.

„Sehr geehrte Frau Malström, stoppen Sie das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit der

Ostafrikanischen Gemeinschaft. Geben Sie dem von Ugandas Präsident Museveni im Namen

der Ostafrikanischen Gemeinschaft übermittelten Wunsch nach und öffnen Sie den Dialog für

faire Handelsbeziehungen. Sie sollten sicherstellen, dass die Bauern in Ostafrika nicht ihrer

Existenz beraubt, dass die Nahrungssicherheit und Souveränität der Menschen dort gewähr-

leistet wird und dass sowohl staatlicherseits als auch seitens der in Ostafrika agierenden Un-

ternehmen die in den UNO-Konventionen verbrieften Menschenrechte eingehalten werden.

Stellen Sie sicher, dass zukünftige Handelsbeziehungen zwischen der EU und Afrika verbindliche

Vereinbarungen zu Handel und nachhaltiger Entwicklung enthalten, darunter auch bindende

und einklagbare Regeln zur Einhaltung zumindest der ILO-Kernarbeitsnormen, der wichtigsten

Umweltschutzkonventionen und des Pariser Klimaschutzabkommens.“


